
19

Bern
Samstag, 18. Juli 2020

Abgewiesene Asylsuchende pla-
nen für Montag eine Gegenak-
tion. Sie reagieren damit auf
einen Brief und eineMedienmit-
teilung der Sicherheitsdirektion
von Regierungsrat PhilippeMül-
ler (FDP).Darinweist das zustän-
dige Amt ihre Kritik an den neu-
en Rückkehrzentren zurück.

Der Brief sei sehr «hart und
kalt» formuliert gewesen, äus-
sert sich ein abgewiesener Asyl-
suchender bestürzt. Damit wol-
le man sich nicht zufriedenge-
ben, hält er fest und kündigt an:

«Wir werden nicht aufhören zu
kämpfen.»

Protest gegen die Zentren
Die abgewiesenen Asylsuchen-
den hatten vor etwas mehr als
einer Woche gegen die neuen
Rückkehrzentren protestiert, die
der Kanton Bern am 1. Juli in Be-
trieb genommen hatte.Diese sei-
en «offene Gefängnisse amRan-
de der Gesellschaft». Weil sie
nicht in ihre Heimat zurückkeh-
ren könnten, forderten die Asyl-
suchenden «Respekt undGleich-

berechtigung im Zugang zu
Arbeit,Wohnungen, Gesundheit
und Bildung». Schliesslich seien
einige von ihnen schon seit Jahr-
zehnten hier.

Forderungen abgewiesen
Den Protest aufgegleist hatte die
Organisation «Stopp Isolation».
Sie zeigte sich am Freitag «em-
pört» darüber, wie Müller auf
ihre Forderungen reagierte. In
dessen Medienmitteilung heisst
es, der Kanton Bern könne auf
die «wesentlichen Punkte» der

Protestierenden nicht eintreten.
Personen, die einen negativen
Asylentscheid erhalten hätten
und aus der Schweiz weggewie-
sen würden, seien verpflichtet,
die Schweiz zu verlassen.

Abgewiesene Asylsuchende
haben weder das Recht auf eine
Aufenthaltsbewilligung noch auf
Arbeit. Bei Bedürftigkeit können
sie aber Nothilfe beziehen.
Gleichbehandlung von abgewie-
senen Asylsuchenden und an-
erkannten Flüchtlingen, etwa in-
dem alle eineArbeitsbewilligung

erhalten würden, kritisiert Mül-
ler als «unsolidarisch gegenüber
den wirklich verfolgten Men-
schen». Die Schweiz müsste in
diesem Fall alle Asylsuchenden
aufnehmen, was die Integra-
tionskapazitäten überfordern
würde.

«Breit abgestützt»
In der Medienmitteilung betont
Müller, dass die Grundsätze des
Asylrechts demokratisch legiti-
miert und «sehr breit abge-
stützt» seien. Deshalb fordert er

von den Protestierenden, «die
geltenden und demokratisch le-
gitimierten Gesetze von Bund
und Kanton zu respektieren».

Auch die Kritik an den Bedin-
gungen in den bernischen Rück-
kehrzentrenweistMüller zurück.
Ein menschenwürdiges Dasein
sei dort zu jeder Zeit gewährleis-
tet. «Sollten punktuell Defizite
bekannt werden, werden diese
umgehend geprüft undwennnö-
tig behoben.»

Selina Grossrieder

Asylsuchende «empört» über Sicherheitsdirektor Müllers Reaktion
Rückkehrzentren Regierungsrat Müller (FDP) tritt nicht auf die Forderungen abgewiesener Asylsuchender ein. Diese künden eine Aktion an.

Zweistellige Zunahme
von Corona-Infektionen
Epidemie Zwischen Donnerstag
und Freitag wurden im Kanton
Bern elf neue Coronafälle gemel-
det. Drei der neu angesteckten
Personen wohnen in Kirchberg,
zwei neue Fälle gibt es in Biel, die
übrigenneu infiziertenPersonen
wohnen in Worb, Wiedlisbach,
Koppigen, Bern, Herzogenbuch-
see und Lotzwil. Am Freitag be-
fanden sich vier Personen mit
dem Coronavirus in bernischen
Spitälern. Drei davon befanden
sich auf der Intensivstation. Die
Zahl derTodesfälle beträgt unver-
ändert 97. (sda)

Spitzenkoch neu bei den
Gstaader Bergbahnen
Gastronomie DerVorarlbergerSpit-
zenkoch Marcus G. Lindner wird
Chef-GastronomderBergbahnen
Destination Gstaad AG und Mit-
glied der Geschäftsleitung. Er
übernimmt die Verantwortung
über die Berghäuser des Unter-
nehmens und eröffnet imWinter
das neue Bergrestaurant Eggli.
Dortwird erabdem19.Dezember
auch selber kochen. Lindner er-
hielt 2011 zwei Michelin-Sterne,
als er im Zürcher Restaurant
«Mesa» Küchenchef war. Im «Al-
pina Gstaad» holte er laut den
Gstaader Bergbahnen einen Mi-
chelin-Sternund 18Gault-Millau-
Punkte – und er führte auch die
Gstaader Restaurants «Chesery»
und «Grand Hotel Park». (sda)

Mehr leer stehende
Räume in Bern
Stadt Bern In Bern standen am
1.Juni dieses Jahres 340 Arbeits-
räume leer – 90 Räume respekti-
ve 36 Prozent mehr als zum glei-
chenZeitpunkt desVorjahres.Das
zeigt die neuste Zählung der leer
stehenden Wohnungen und
Arbeitsräume durch Statistik
Stadt Bern.Auch gab es am 1. Juni
dieses Jahres mehr leer stehende
Wohnungen als im Vorjahr: 449
Wohnungen standen leer – 14
mehr als amgleichenTag im Jahr
2019. Die Leerwohnungsziffer
stieg damit um0,2 Prozentpunk-
te auf 0,58 Prozent. (sda)

Gütertransport
wieder auf der Schiene
Lyss Ab nächster Woche wird in
Lyss ein vor zwei Jahren stillge-
legtes Industriegleis wieder in
Betrieb genommen.Das 1831Me-
ter lange Anschlussgleis ermög-
licht mehreren Firmen die Wie-
deraufnahmevonGütertranspor-
ten mit der Bahn. Die Sanierung
kostete insgesamt 160’000 Fran-
ken. Die Kosten werden auf die
beteiligten Firmen verteilt: SBB,
Gemeinde Lyss, Denner und
Bühlmann Recycling. (sda)

Nachrichten

Andres Marti

Auf demThorberg soll noch die-
ses Jahr eine Handy-Detektions-
anlage installiert werden. Damit
wollen dieVollzugsbehörden das
bestehende Handyverbot durch-
setzen.Zwar seien die Kontrollen
der Gefangenen, der Pakete aber
auch der Besuchenden in den
letzten Jahren stetig intensiviert
und verbessert worden, sagt
Thorberg-Direktor Hans-Rudolf
Schwarz auf Anfrage. «Dennoch
kann nicht ganz verhindert wer-
den, dass Mobiltelefone in die
Zellen der Gefangenen einge-
schleustwerden.»DieGeräte sei-
en heute so klein, «dass sie auch
via Körperöffnungen, etwa beim
Besuch, insGefängnis geschmug-
gelt werden», sagt Schwarz.

Laut dem Thorberg-Direktor
werden bei Zellkontrollen auf
dem Thorberg jährlich rund 20
Telefone sichergestellt. DieVoll-
zugsbeamten spüren diese unter
anderem mit mobilen Detekto-
ren auf.Wer erwischtwird,muss
mit einer mehrtägigen Isola-
tionsstrafe rechnen.Nach der In-
stallation der neuenAnlagewer-
den die mobilen Detektionsge-
räte nicht mehr benötigt.

FürdieVollzugsbehörden sind
Handys im Knast aus verschie-
denenGründen ein Risiko. So be-
finden sich laut demAmt für Jus-
tizvollzug zwei Drittel der Thor-
berg-Insassen im vorzeitigen
Vollzug. Sie sind also noch nicht
rechtskräftig verurteilt. Mit dem
Handyverbot soll unter anderem
verhindert werden, dass sie
Druck auf Opfer oder Zeugen
ausüben können. Auch Abspra-
chen unter Komplizen und
Fluchtversuche will man damit
ausschliessen.

Falls der begründeteVerdacht
einer strafbaren Handlung be-
stehe, könne die Staatsanwalt-
schaft gefundene Mobiltelefone
auswerten, so Olivier Aebischer,
Pressesprecher beimAmt für Jus-
tizvollzug. Dies sei aus Gründen
des Datenschutzes aber nur
durch eineUntersuchungsbehör-
de möglich.

Kein Internet im Knast
Vor allem aber ist es der durch
Smartphones ermöglichte un-
kontrollierte Zugang ins Inter-
net, der den Behörden Sorge be-
reitet. Dass pädophile Straftäter
weiterhin auf dem Smartphone
Kinderpornografie konsumieren,
soll unbedingt verhindert wer-
den. Das Telefon kann auch für
dasVersenden betrügerischer E-

Mails oder das Überweisen von
Zahlungen per E-Banking ver-
wendet werden.

Die meisten Insassen wollen
aber wohl einfach im Internet
surfen, die sozialenMedien nut-
zen und Kontakte zu Angehöri-
gen undBekannten pflegen. Zah-
len, wie oft Gefangene tatsäch-
lich ein Smartphone für ein
Delikt verwenden,werden aller-
dings nicht erhoben. Thorberg-
Direktor Schwarz sind lediglich
einzelne Fälle bekannt, in denen
eine Überwachung durch die
Staatsanwaltschaft angeordnet
wurde.

Kritik amHandyverbot
An dem rigorosen Handyverbot
wird jedoch auch Kritik geäus-
sert: Für David Mühlemann,
Strafvollzugsexperte bei Human-
rights.ch, wird mit dem Verbot
die Resozialisierung der Gefan-
genen gefährdet. Schliesslich ge-
hörtenMobiltelefone ausserhalb
der Mauern zum Alltag und sei-
en zurAufrechterhaltungvon Be-
ziehungen für die meisten Men-
schen ein absolut zentrales Kom-

munikationsmittel. «Auch fürdie
Kinder der Gefangenen wäre es
unheimlich wertvoll, unkompli-
ziert mit dem inhaftierten El-
ternteil telefonieren oder auf per
SMS in Kontakt sein zu können.»

Für Mühlemann legt das
Handyverbot das «Kernpara-
dox» des Strafvollzuges offen:
«Man redet von Resozialisie-
rung und betreibt stattdessen
symbolische Sicherheitspolitik
um jeden Preis.» Ein striktes
Handyverbot ist fürMühlemann
letztlich kontraproduktiv: «Das
Aufrechterhalten des sozialen
Beziehungsnetzes spielt für die
Resozialisierung und damit
auch für die allgemeine Sicher-
heit eine zentrale Rolle.» Durch
die Erschwerung von sozialen
Beziehungen werde diese Si-
cherheit hingegen nachhaltig
gefährdet.

In der Schweiz gilt jedoch in
allen geschlossenen Vollzugsan-
stalten ein Handyverbot. Im zür-
cherischen Pöschwies, dem
grössten Gefängnis der Schweiz,
soll nochdiesenSommereineDe-
tektionsanlage installiertwerden.

Pionierknast bei der Handyab-
wehr ist das Gefängnis in Lenz-
burg: Dort hat eine fest installier-
te Detektionsanlage bereits 2012
den Betrieb aufgenommen.

Stress fällt weg
Das System funktioniere ein-
wandfrei, sagt Gefängnisdirek-
tor Marcel Ruf auf Anfrage.
«Dank der Anlage ist der
Schmuggel von Handys bei uns
komplett zum Erliegen gekom-
men.» Dies habe im Gefängnis
zu einer spürbaren Entspannung
geführt. Der Handyschmuggel
sorgte nämlich für Unruhe und
Beschaffungsstress. Der Preis im
Gefängnis für ein internetfähi-
ges Handy liegt laut Ruf bei rund
1000 Franken.

Für Probleme sorgte in der
Pilotphase in Lenzburg derWa-
renverkehr: Viele Lastwagen
sind mit einem Fahrtenschrei-
ber ausgerüstet, der ihre GPS-
Daten per Mobilfunknetz über-
mittelt. Fahren diese in Lenz-
burg an der Gebäudefassade
entlang, löste das in der Anlage
jeweils Alarm aus.

Funkstille auf demThorberg
Gefängnis In der Justizvollzugsanstalt auf dem Thorberg soll eine neue Überwachungsanlage reingeschmuggelte
Handys aufspüren. Das strenge Mobileverbot wird jedoch auch kritisiert.

Auf dem Thorberg gilt ein striktes Handyverbot. Rund 20 Handys werden bei Zelldurchsuchungen jährlich beschlagnahmt. Foto: Adrian Moser

«Dank der
Anlage ist der
Schmuggel von
Handys bei uns
komplett zum
Erliegen
gekommen.»
Marcel Ruf
Gefängisdirektor JVA Lenzburg


